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12 der 15 EU-Mitgliedsstaaten nehmen bis-
her an der Währungsunion teil. Dänemark, das
Vereinigte Königreich und Schweden haben
sich (vorerst) gegen eine Beteiligung entschie-
den. Insgesamt waren im vergangenen Früh-
jahr nur knapp 60% der EU-Bevölkerung für
den Euro1. Jeder dritte EU-Bürger lehnte die
Einführung des Euro ab und jeder elfte hatte
keine Meinung dazu (vgl. Graphik 1).

In Italien und Luxemburg fand die neue Wäh-
rung die meiste Zustimmung. So sprachen sich
in Italien 83% der Bürger für das neue Zah-
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lungsmittel aus. Sie erwarteten offenbar den
Lohn für Italiens große Anstrengungen in den
90er Jahren, die Konvergenzhürden des Maas-
trichter Vertrages zu erfüllen: Der Staatshaus-
halt wurde konsolidiert, Staatsbetriebe priva-
tisiert und die Inflation weitgehend besiegt.

Ähnlich groß war die Befürwortung vor fast
einem Jahr in Luxemburg (81%). Bedingt durch
die Tatsache, dass dieses Land keine eigenstän-
dige Währung hatte, sondern sich seit 1921 in
einer Währungsunion mit Belgien befand, ist
es leicht nachzuvollziehen, wieso den Bürgern

Mit der Einführung des Euro, d.h. einer staatenübergreifenden Währungsunion, hat Euro-
pa Neuland betreten. Dabei zeigten zahlreiche Umfragen vor Einführung des neuen offizi-
ellen Zahlungsmittels, dass sich die Deutschen im europäischen Vergleich deutlich häufi-
ger als Bürger anderer Nationen Sorgen wegen der neuen Gemeinschaftswährung mach-
ten. Die Italiener hingegen „freuten” sich auf die neue Währung und gaben die in der
Vergangenheit oftmals krisengeschüttelte Lira gerne auf. Den Deutschen fiel der Abschied
wohl besonders schwer, da die Deutsche Mark Symbol des Wohlstands und seit der Wie-
dervereinigung auch der deutschen Einheit war. Mit Daten des Sozio-oekonomischen Pa-
nels (SOEP) wird für Deutschland gezeigt, welche Personen der Euro-Einführung mit
Skepsis gegenüberstehen.

der Abschied von ihrem bisherigen Zahlungs-
mittel leicht fiel. Mit Werten von 72% bis 75%
fällt auch die Akzeptanz des Euro in Belgien,
Griechenland und Irland sehr hoch aus.

In den Ländern, die den Euro einführten, war
die Skepsis der Bevölkerung in Finnland und
Deutschland am größten. Hier war nur jeder
Zweite dafür, die bisherige Landeswährung
durch die neue Einheitswährung zu ersetzen.
Dabei zeigten sich innerhalb Deutschlands kla-
re Unterschiede zwischen Ost und West. Wäh-
rend in Westdeutschland 56% der Befragten
der Euro-Einführung positiv gegenüberstan-
den, waren es im Ostteil nur 44%. Insgesamt
war in Deutschland nicht nur die Zustimmung
geringer als im EU-Durchschnitt, sondern auch
die Ablehnung des Euro fiel stärker aus. Jeder
Dritte in Westdeutschland war explizit gegen
die Einführung des Euro, in Ostdeutschland
sogar jeder Zweite. Nur in den EU-Ländern,
die sich nicht der Währungsunion angeschlos-
sen haben, waren die Ablehnungsquoten noch
höher als im Osten Deutschlands. In Dänemark
und Großbritannien waren ca. 56% und in
Schweden sogar 62% dagegen.

Nationale Währungen erfüllen nicht aus-
schließlich ökonomische Funktionen, sondern
sie besitzen auch immer eine Symbolkraft und
können so zur Identifikation mit einer Nation
beitragen (vgl. Servet et al. 1999). Speziell die
Bindung der Deutschen an die DM war be-
sonders ausgeprägt - und ist es wohl auch im-
mer noch. Im Westen ist dies darauf zurückzu-
führen, dass sie nach dem 2. Weltkrieg eine
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1 Nicht der EU-Währungsunion beigetreten.
  Quelle: European Commission 2001.

Graphik 1: Zustimmung zum Euro in den Ländern der EU im Frühjahr 2001
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Schlüsselrolle für die nationale Identifikation
eingenommen hat. Bei den Ostdeutschen ist die
Verbundenheit deshalb besonders stark, weil die
DM zu Zeiten der ehemaligen DDR für viele
Bürger ein besonders begehrtes Gut war.

Im Sommer 2001 gab fast jeder vierte Deut-
sche in einer Umfrage an, er werde die eigen-
ständige nationale Währung vermissen. Gut
40% glaubten, dass ihnen die Stabilität der DM
fehlen werde. Drei Viertel der Befragten be-
fürchteten, dass die Preise infolge der Euro-
Einführung steigen würden (vgl. Brost 2001).

In Deutschland lebende Ausländer sorgen
sich am wenigsten

Mit Daten des Sozio-oekonomischen Panels
(SOEP), einer jährlichen Wiederholungsbefra-
gung von Haushalten und Personen (vgl. SOEP
Group 2001), kann gezeigt werden, mit wel-
chen sozial-strukturellen und sozio-ökonomi-
schen Merkmalen die Besorgnis wegen der
Einführung des Euro in Deutschland zusam-
menhängt. Zwar stammen die jüngsten SOEP-
Daten aus dem Jahr 2000, doch hat sich - wie
andere Umfragen zeigen - das Ausmaß der
Euro-Skepsis in den beiden vergangenen Jah-
ren nicht wesentlich verändert (vgl. European
Commission 2001). Da das SOEP mit fast
25.000 befragten Personen2 mehr als 10 mal
so groß ist wie übliche Bevölkerungsumfra-
gen, können mit diesem Datensatz detaillier-
tere Analysen durchgeführt werden. Dazu wer-
den zunächst in den Tabellen 1 und 2 sowie in
Graphik 2 die bivariaten Zusammenhänge dar-
gestellt und anschließend in einem logistischen
Regressionsmodell gemeinsam geprüft (Tabel-
le 3). Dadurch kann untersucht werden, ob die
festgestellten Zusammenhänge zwischen zwei
Variablen auch bei Berücksichtigung des Ein-
flusses weiterer Variablen bestehen bleiben.
Die abhängige Variable „Sorge wegen der Ein-
führung des Euro” nimmt dabei den Wert 1 an,
wenn eine Person sich große oder einige Sor-

gen macht, den Wert 0 hingegen, wenn sie
angibt, sich nicht zu sorgen. Diese Zusammen-
fassung der Kategorien wird auch in den Ta-
bellen 1 und 2 verwendet.

Die Frage „Wie ist es mit den folgenden Ge-
bieten - machen Sie sich da Sorgen? Über die
Einführung des Euro statt der D-Mark?” be-
jahten insgesamt 69% der Befragten. Bei Frau-
en ist der entsprechende Anteil um 6 Prozent-
punkte höher als bei Männern. Die Ergebnis-
se anderer Umfragen (z.B. Brost 2001), die
zeigen, dass Ostdeutsche sich im Vergleich zu
Westdeutschen häufiger sorgen, wurden mit
den Daten des SOEP bestätigt. So liegt der
Anteil der wegen der Einführung der neuen
Währung Besorgten im Osten um 8 Prozent-
punkte höher als im westlichen Landesteil.

Dagegen ist die Verbundenheit mit der DM bei
ausländischen Bürgern in Deutschland deutlich
geringer. So stehen nur ca. 55% der in der Bun-
desrepublik lebenden Ausländer einer Einfüh-
rung des Euro skeptisch gegenüber. In der deut-
schen Bevölkerung beträgt der entsprechende
Anteil 70%. Es liegt zwar auf der Hand, dass
insbesondere EU-Ausländer von einer einheit-
lichen Euro-Währung bei Reisen und Überwei-
sungen in ihr Heimatland unmittelbar profitie-
ren können. Jedoch erweist sich das leicht nied-
rigere Besorgnisniveau der EU-Ausländer ge-
genüber anderen Nicht-Deutschen bei Kontrolle
weiterer Merkmale in der logistischen Regres-
sion als statistisch nicht signifikant3.

Tabelle 1: Anteil der Bevölkerung, der sich wegen der Einführung des Euro sorgt, nach
                  demographischen Merkmalen

Bevölkerungsanteil
%

Insgesamt 69
Geschlecht

Männer 66
Frauen 72

Nationalität
Deutsche 70

alte Bundesländer 69
neue Bundesländer 76

Ausländer 55
EU-Ausländer 52
sonstige Nationen 55

Gemeindegrößenklassen
unter 2.000 Einwohner 71
2.000 bis unter 20.000 Einw. 71
20.000 bis unter 100.000 Einw. 69
100.000 bis unter 500.000 Einw. 67
über 500.000 Einwohner 66

Quelle: SOEP 2000 (vorläufige Gewichtung), eigene Berechnungen.

Tabelle 2: Anteil der Bevölkerung, der sich wegen der Einführung des Euro sorgt, nach
                   sozio-ökonomischen Merkmalen

Bevölkerungsanteil
%

Insgesamt 69

Höchster schulischer Abschluss
kein Schulabschluss 63
Hauptschule 76
Realschule 73
Abitur 58
(Fach-)Hochschule 55
sonstiger Abschluss (z.B. Ausland) 63
noch in Schule 53

Erwerbsstatus
Wehr-/Zivildienst 56
in Schule/Ausbildung 54

Erwerbstätig
in Vollzeit 67
in Teilzeit 70

Nicht erwerbstätig
in Rente 77
arbeitslos 74
sonstige 68

Monatliches Haushaltseinkommen
unter 1.400 DM 72
1.400 bis unter 1.800 DM 73
1.800 bis unter 2.200 DM 71
2.200 bis unter 2.900 69
über 2.900 62

Selbstgenutztes Wohneigentum
Eigentümer 69
Mieter 70

Besitz von Wertpapieren im Haushalt
ja 64
nein 72

Quelle: SOEP 2000 (vorläufige Gewichtung), eigene Berechnungen.
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Es zeigt sich außerdem, dass sich Großstädter
weniger sorgen als die übrige Bevölkerung.
Allerdings erweisen sich auch die Stadt-Land-
Unterschiede bei Berücksichtigung weiterer
Einflussfaktoren als nicht signifikant. Wird näm-
lich die Nationalität der Befragungspersonen
kontrolliert, verschwinden die Stadt-Land-Ef-
fekte. Dies ist dadurch zu erklären, dass Aus-
länder deutlich seltener Befürchtungen in Be-
zug auf die Einführung des Euro haben und
gleichzeitig öfter in Großstädten leben.

Abiturienten und Akademiker machen
sich weniger Sorgen wegen der Einführung
des Euro

Personen mit den höheren Bildungsabschlüs-
sen Abitur und (Fach-)Hochschule sorgen sich
deutlich weniger wegen der Einführung des
Euro (vgl. Tabelle 2). Auffällig sind die eben-
falls geringen Angaben bei Personen, die kei-
nen schulischen Abschluss besitzen. Bei ih-
nen beträgt der entsprechende Anteil nur 63%,
während er bei den Hauptschulabsolventen
76% beträgt. Höher Gebildete dürften den be-
sten Zugang zu Informationen über die Ein-
führung des Euro besitzen. Aber auch junge
Menschen, die das Befragungsalter von 16
Jahren bereits erreicht haben und noch in der
Schule sind, sorgen sich weniger. Die Vermu-
tung liegt nahe, dass es sich hier um junge
Menschen mit einer generell geringen Bindung
an die DM handelt. Neben dem Einfluss, den
das Alter bei den unter 30-Jährigen auf das in
dieser Gruppe niedrigere Besorgnisniveau hat,
kann aber auch ein eigenständiger Effekt für
Schüler festgestellt werden. Da der Euro auch
Unterrichtsgegenstand ist, sollten Schüler in
der Tat auch überdurchschnittlich gut infor-
miert sein, wodurch ihr geringeres Besorgnis-
niveau erklärt werden könnte.

Vergleichbares zeigt sich auch für den Er-
werbsstatus (vgl. Tabelle 2). Hier sind es eben-
falls die jungen Menschen, die sich noch in
der schulischen oder beruflichen Ausbildung
befinden oder gerade Wehr- oder Zivildienst
leisten, die das geringste Besorgnisniveau auf-
weisen. Im Gegensatz dazu machen sich drei
Viertel der Rentner und Arbeitslosen Sorgen.
Bei den Nicht-Erwerbspersonen (ohne Schü-
ler und ohne Frührentner), zu denen z.B. die
Hausfrauen gehören, ist der Anteil vergleich-
bar mit denen, die voll- und teilzeitbeschäf-
tigt sind.

Im multivariaten Modell, bei dem weitere
Merkmale kontrolliert werden, können die
Zusammenhänge von Erwerbsstatus und Be-
fürchtungen wegen der Euro-Einführung er-
härtet werden. Eine Ausnahme bilden hierbei
allerdings Arbeitslose und die Nicht-Erwerbs-
personen. Für Arbeitslose lässt sich kein ei-
genständiger signifikanter Effekt gegenüber
Vollzeiterwerbstätigen feststellen und Nicht-
Erwerbspersonen sorgen sich seltener. Wehr-
und Zivildienstleistende, die auch gleichzei-
tig zur Gruppe der unter 30-Jährigen gehören,
weisen keinen eigenständigen signifikanten
Effekt mehr auf.

Da es sich bei der Einführung des Euro um
eine Währungsumstellung handelt, die eng mit
der Sorge um Geldwertverluste verbunden ist,
wird auch das Einkommen und Vermögen im
Haushalt betrachtet. Die für die Analysen ver-
wendete Einkommensvariable ist das verfüg-
bare Nettoeinkommen des gesamten Haushal-
tes, das nach Anzahl und Alter der Haushalts-
mitglieder bedarfsgewichtet wurde (Netto-
Äquivalenzeinkommen)4. Für Tabelle 2 wur-
den die nach der Größe geordneten Einkom-
men in fünf nahezu gleich stark besetzte Grup-
pen (Quintile) aufgeteilt. Dabei zeigt sich, dass
die Besorgnis wegen der Einführung des Euro
erst bei den höheren Einkommen (über 2.900

DM) geringer ausfällt. Für das Vermögen wer-
den zwei Indikatoren benutzt: Der Besitz von
selbstgenutzten Wohnimmobilien und der Be-
sitz von Wertpapieren5. Der Besitz von Wohn-
eigentum sollte die Ängste der Betroffenen
verringern, da hier Geld in „inflationsgeschütz-
tes” Kapital transferiert wurde. Für Wohnungs-
eigentümer und Mieter zeigen sich zunächst
keine Unterschiede. Jedoch lässt sich ein klei-
ner Effekt in der multivariaten Analyse fest-
stellen. Danach sind die Sorgen bei Immobili-
enbesitzern etwas geringer. Auch für Wertpa-
pierbesitzer lässt sich ein negativer Effekt fest-
stellen. Es ist davon auszugehen, dass Besit-
zer solcher Geldanlagen besser über die wirt-

Tabelle 3: Logistisches Regressionsmodell zur Besorgnis wegen der Einführung
                   des Euro

Koeffizienta

Geschlecht (Weiblichb)
Männlich -0,22***

Alter (30 bis unter 45 Jahreb)
unter 30 Jahre -0,31***
45 bis unter 60 Jahre -0,07
über 60 Jahre -0,06

Nationalität (Deutsche, alte Bundesländerb)
Deutsche, neue Bundesländer  0,32***
EU-Ausländer -0,63***
Ausländer sonstige Nationen -0,59***

Gemeindegrößenklasse (unter 2.000 Einwohnerb)
2.000 bis unter 20.000 Einwohner  0,15*
20.000 bis unter 100.000 Einwohner  0,11
100.000 bis unter 500.000 Einwohner  0,07
über 500.000 Einwohner  0,10

Höchster schulischer Abschluss (Hauptschuleb)
Realschule -0,06
Abitur -0,47***
(Fach-)Hochschule -0,75***
sonstiger Abschluss (z.B. Ausland) -0,31***
kein Schulabschluss -0,33***
noch in der Schule -0,32**

Erwerbsstatus (Vollzeit erwerbstätigb)
in Schule/Ausbildung -0,41***
Wehr-/Zivildienst -0,34
Teilzeit erwerbstätig -0,13*
in Rente  0,14
arbeitslos -0,07
sonstige -0,15*

Einkommen und Vermögen im Haushalt
Einkommen [in 100 DM] -0,01***
selbstgenutztes Wohneigentum -0,09*
Besitz von Wertpapieren -0,14***

Parteipräferenz (SPD b)
Grüne -0,88***
FDP -0,34**
PDS -0,29*
CDU/CSU -0,01
DVU/Republikaner  1,98***
keine Parteipräferenz -0,07

Konstante  1,52***

Pseudo-R2 (McFadden) 0,053
a Signifikanzniveau: * = p<0,05, ** = p<0,01, *** = p<0,001.
b Alle kursiv ausgewiesenen Kategorien bilden die Referenzkategorie.

Quelle: SOEP 2000 (vorläufige Gewichtung), eigene Berechnungen.
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schaftlichen Chancen informiert sind, die der
Euro eröffnet, da Geldanlagen in Wertpapie-
ren einen höheren Informationsgrad bei Geld-
und Wirtschaftsthemen erfordern.

Das Sorgenniveau der Anhänger der kleinen
Parteien unterscheidet sich von dem der
Mehrheit der Bevölkerung

Keine statistisch signifikanten Unterschiede las-
sen sich für Personen feststellen, die eine dau-
erhafte Parteipräferenz für die SPD, die CDU/
CSU oder aber für gar keine Partei haben (vgl.
Graphik 2). Dies ist bei den Anhängern der klei-
neren Parteien anders. So sorgen sich 95% der
Anhängerschaft der rechtsradikalen Parteien
DVU und Republikaner. Das heißt, dass prak-
tisch alle DVU/Republikaner-Anhänger ange-
ben, über die Einführung des Euro besorgt zu
sein. Dies zeigt die Bedeutung politischer
Grundüberzeugungen bei der Beurteilung des
Euro. Auf der anderen Seite ist das Sorgenpo-
tential bei den Anhängern von Bündnis90/Die
Grünen und der FDP unterdurchschnittlich aus-
geprägt. Die Grünen weisen mit 42% den ge-
ringsten Anteil Besorgter auf. Dies ist nicht nur
im Vergleich mit den Anhängern anderer Par-
teien der niedrigste Wert: Keine andere hier be-
rücksichtigte Gruppe hat ein derart niedriges
Sorgenniveau. Die Anhänger der wirtschaftsori-
entierten Partei FDP äußern mit 57% ebenfalls
seltener Befürchtungen als die Anhänger der
großen Volksparteien.

„Informiertheit” und „DM-Verbundenheit”
bestimmen die Einstellung gegenüber
dem Euro

Aus den Ergebnissen des Sozio-oekonomi-
schen Panel (SOEP) lässt sich schließen, dass
zwei wesentliche Bedingungen die Befürch-
tungen vor der Einführung des Euro beeinflusst
haben. Dies ist zum einen der Grad der „In-
formiertheit” und zum anderen die „DM-Ver-
bundenheit” der Befragten.

Personen, die besser informiert waren, sorg-
ten sich weniger um die Einführung des Euro.
Dazu gehörten Besitzer von Wertpapieren, die
sich stärker mit geld- und finanzpolitischen
Fragen auseinander setzen. Aber auch junge
Leute, die sich noch im staatlichen Bildungs-
system befinden, eignen sich verstärkt Wis-
sen über die Währungsunion an, da sie sich
im Rahmen des (Berufs-)Schulunterrichts
zwangsläufig mit dieser Thematik beschäfti-
gen müssen. Diese Gruppe äußerte ebenso wie
Personen mit höheren Bildungsabschlüssen
seltener Befürchtungen. Auch die Anhänger
der „Wirtschaftspartei” FDP wiesen ein un-
terdurchschnittliches Besorgnisniveau auf.

Bei dem zweiten Faktor handelt es sich um die
Verbundenheit mit der DM. Diese war bei den
in Deutschland lebenden Ausländern und bei
den eher postmaterialistischen Anhängern der
Grünen eher gering. Folglich waren ihre Be-
fürchtungen hinsichtlich der Einführung des
Euro auch schwächer ausgeprägt. Dagegen fie-
len die Sorgen bei den Ostdeutschen überdurch-
schnittlich hoch aus. Hier lässt sich vermuten,
dass sie u.a. auf Ängste vor dem Verlust des
Einheitssymbols DM zurückzuführen sind.
Völlig aus dem Rahmen fallen die Anhänger
der rechtsradikalen Parteien. In Übereinstim-
mung mit der ablehnenden Haltung ihrer Par-
teien gegenüber dem vereinten Europa und der
Währungsunion äußern sie sich hinsichtlich der
Euro-Einführung äußerst besorgt.

Auch wenn die Bevölkerung sich bald an den
Euro gewöhnt haben wird, bleibt dennoch das
generelle Problem bestehen, dass eine man-
gelnde, zu spät einsetzende Informationspo-
litik von Seiten der EU wie auch der nationa-
len Regierung zu Misstrauen gegenüber zu-
künftigen Reformen und damit dem verein-
ten Europa als Ganzem führt. Wenn große Pro-
jekte anstehen und umgesetzt werden sollen,
wie z.B. die EU-Osterweiterung, ist eine früh-
zeitige Aufklärung über die Hintergründe und
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Graphik 2: Anteil der Bevölkerung, der sich wegen der Einführung des Euro sorgt,
                   nach Parteipräferenz

Ziele notwendig, um entstehenden Sorgen
entgegenzuwirken.

1 Für einen ausführlichen europäischen Ver-
gleich siehe Isengard/Schneider (2001).

2 Im Jahr 2000 wurde das SOEP um eine
neue Stichprobe erweitert, die ungefähr zu
einer Verdoppelung der Fallzahlen auf
Haushalts- und Personenebene geführt hat.

3 Die Signifikanz des Unterschiedes zwi-
schen EU und Nicht-EU Ausländern wur-
de separat überprüft.

4 Für die Bedarfsgewichtung wurde die alte
OECD-Skala verwendet, die der ersten er-
wachsenen Person im Haushalt einen Wert
von 1 zuweist. Jede weitere Person ab 15
Jahren bekommt ein Gewicht von 0,7 und
Kinder bis 14 Jahre von 0,5. Das verfüg-
bare Haushaltseinkommen wird durch den
so ermittelten Wert geteilt. Hat eine Fami-
lie mit Vater, Mutter und Kleinkind z.B. ein
verfügbares monatliches Haushaltsein-
kommen von 4400 DM, dann beträgt das
Äquivalenzeinkommen jeder Person 4400
DM / 2,2 = 2000 DM.

5 Zu den Wertpapieren zählen Sparbriefe,
Pfandbriefe, Anleihen, Aktien u.ä.
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